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Beschlussvorschlag: 
Der Stadtentwicklungsausschuss empfiehlt dem Rat der Stadt Hilden zu beschließen: 
 
Der Rat beschließt die beigefügte „Stellplatzsatzung für Hilden“ mit den zugehörigen Anlagen 1 
„Richtzahlentabelle der verschiedenen Nutzungsarten & Nutzungen“, 2 „Minderungspotenziale 
durch ein qualifiziertes Mobilitätskonzept“ und 3 „Gemeindegebietstypen“ als Satzung.  
Sie soll unmittelbar nach der Bekanntmachung im städtischen Amtsblatt rechtswirksam werden. 
 
 
Erläuterungen und Begründungen: 
Auf der Basis der Sitzungsvorlage WP 20-25 SV 61/067 stellte die Verwaltung in der Sitzung des 
Stadtentwicklungsausschusses am 09.03.2022 den Entwurf der Stellplatzsatzung vor und bat 
gleichzeitig um die Freigabe für ein - gesetzlich nicht vorgeschriebenes - Beteiligungsverfahren. 
Außerdem wurde kurz die Vorgeschichte zum Thema dargestellt. 
 
Es wurde folgender Beschluss einstimmig durch den Stadtentwicklungsausschuss gefasst: 
„Der Stadtentwicklungsausschuss stimmt dem Entwurf zur Stellplatzsatzung Hilden zu und beauf-
tragt die Verwaltung, zum nächstmöglichen Zeitpunkt ein Beteiligungsverfahren durchzuführen.“ 
 
Aufgrund der Diskussion im Stadtentwicklungsausschuss ergab sich folgende Liste externer Stel-
len, die beteiligt werden sollten: 

 Haus&Grund Hilden e.V. 

 Mieterbund Rheinisch-Bergisches Land e.V. 

 Industrie- und Handelskammer Düsseldorf 

 Kreishandwerkerschaft Mettmann 

 ADAC Nordrhein e.V. 

 ADFC Ortsgruppe Hilden 

 Gemeinnütziger Bauverein Hilden e.G. 

 Hildener Industrieverein 
 
Hinzu kamen diverse Dienststellen der Verwaltung. 
 
Bericht über das Beteiligungsverfahren 
 
Die Beteiligung erfolgte dann im März/April 2022. 
Rückmeldungen von außerhalb der Verwaltung gab es durch den Gemeinnützigen Bauverein Hil-
den, den ADAC Nordrhein, die ADFC Ortsgruppe Hilden und die Kreishandwerkerschaft Mett-
mann. Die Stellungnahmen sind jeweils der Sitzungsvorlage beigefügt (Anlage 4). 
 
Ebenfalls enthält diese Sitzungsvorlage eine inhaltliche Zusammenfassung der eingegangenen 
Stellungnahmen (Anlage 3). Die meisten der Anregungen konnten im Rahmen der Auswertung 
übernommen und eingearbeitet werden, mit Ausnahme der Anregung des Gemeinnützigen Bau-
vereins, möglichst auf die Erstellung einer eigenen Stellplatzsatzung zu verzichten. 
 
Da es sich bei dem durchgeführten Beteiligungsverfahren nicht um ein gesetzlich vorgeschriebe-
nes Verfahren handelt, ist es nicht notwendig, zu jeder einzelnen Anregung im Rahmen des Be-
schlussvorschlages eine Abwägung vorzunehmen, wie es etwa im Rahmen von Bebauungsplan-
Aufstellungsverfahren der Fall ist. Dennoch wird hier über die eingegangenen Stellungnahmen und 
ihre Inhalte berichtet, auch um darzustellen, dass die Beteiligung letztlich zu einer Satzung beige-
tragen hat, die in der Praxis gut anzuwenden sein wird. 
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Stellplatzsatzung 
 
Die Satzung (Anlage 1) besteht aus insgesamt vier Teilen: 
Teil 1  Satzungstext                                                                                                                                          
Teil 2  Richtzahlentabelle                                                                                                                                  
Teil 3         Minderungspotenziale                                                                                                                        
Teil 4          Gemeindegebietstypen (Karte). 
 
In dieser Sitzungsvorlage ist zu der Satzung selbst auch ein Begründungstext beigefügt (Anlage 
2). Ebenso wurde der Text, wie er hier zur Beschlussfassung vorgelegt wird, im Vorfeld einer juris-
tischen Prüfung unterzogen. Der Bericht dieser Prüfung ist ebenfalls der Sitzungsvorlage beigefügt 
(Anlage 5). Die in der juristischen Stellungnahme enthaltenen inhaltlichen und redaktionellen An-
regungen wurden übernommen. 
 
Aus Sicht der Verwaltung hat damit der Entwurf zur Satzung ein Stadium erreicht, in dem er als 
Satzung beschlossen werden kann. Nach der anschließenden Bekanntmachung im städtischen 
Amtsblatt würde die Satzung dann ihre Rechtswirksamkeit erlangen.  
 
Bürgerinnen und Bürger der Stadt Hilden, bauwillige Firmen und Privatpersonen, die Architekten-
schaft und die Verwaltung in Stadtplanung und Bauaufsicht erhalten dann ein Werkzeug an die 
Hand, welches private Kfz und Fahrräder gleichwertig behandelt, Möglichkeiten aufzeigt, wie zu-
gunsten von umweltfreundlicheren Mobilitätsangeboten auf Kfz-Stellplätze verzichtet werden kann 
und das zudem die Bearbeitung von Bauanträgen auf eine einheitliche Basis stellt. 
 
 
gez. 
Dr. Claus Pommer 
Bürgermeister 
 
 
Klimarelevanz: 
Der Beschluss der Stellplatzsatzung für Hilden hat selbst keine unmittelbare Klimarelevanz. Die 
auch durch das Instrument der Stellplatzsatzung langfristig angestrebte Entlastung des öffentlichen 
Straßenraumes von dort stehenden privaten KFZ ermöglicht es jedoch, dort mehr Flächenanteile 
für umweltfreundlichere Verkehrsarten (Fußgänger, Fahrrad, ÖPNV) zur Verfügung zu stellen. Zu-
dem wird die Suche nach Standorten für weitere Straßenbäume erleichtert.  
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Stellplatzsatzung der Stadt Hilden vom __.__.2022 
Der Rat der Stadt Hilden hat in seiner Sitzung am __.__.2022 folgende Satzung beschlossen: 

 
Rechtsgrundlagen  
 § 48 Abs. 3 der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung 2018 – BauO 

NRW 2018) vom 21.07.2018 mit Stand vom 22.01.2022 [GV. NRW. 2018, S. 421/ SGV.NRW. 232) 
in der zurzeit geltenden Fassung 

 § 7 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 
14.07.1994 (GV. NRW. 1994, S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung 

 
§ 1 

Geltungsbereich und Zuständigkeit 
(1) 1Die Satzung gilt für das gesamte Gebiet der Stadt Hilden. 2Regelungen in Bebauungsplänen oder 
 sonstigen Satzungen, die von Regelungen dieser Satzung abweichen, bleiben unberührt. 
(2) 1Für Entscheidungen nach dieser Satzung ist die Untere Bauaufsichtsbehörde zuständig. 

 
§ 2 

Herstellungspflicht und Begriffe 
(1) 1Bei der Errichtung, wesentlichen Änderung oder wesentlichen Nutzungsänderung baulicher 

Anlagen, bei denen ein Zu- und Abgangsverkehr mittels Kraftfahrzeug oder Fahrrad zu erwarten ist, 
müssen KFZ-Stellplätze (notwendige Stellplätze) und Abstellplätze für Fahrräder (notwendige 
Fahrradabstellplätze) hergestellt werden. 2Bei Änderungen oder Nutzungsänderungen von Anlagen 
sind KFZ-Stellplätze und Fahrradabstellplätze in solcher Zahl und Größe herzustellen, dass sie die 
durch die Änderung zusätzlich zu erwartenden Kraftfahrzeuge und Fahrräder aufnehmen können. 

(2) 1  KFZ-Stellplätze sind Flächen, die dem Abstellen von Kraftfahrzeugen außerhalb der öffentlichen 
Verkehrsfläche dienen. 2Garagen sind ganz oder teilweise umschlossene Räume zum Abstellen von 
Kraftfahrzeugen. 3Fahrradabstellplätze sind Flächen, die dem Abstellen von Fahrrädern außerhalb 
der öffentlichen Verkehrsfläche dienen, und die 
1. von der öffentlichen Verkehrsfläche aus ebenerdig oder über Rampen/Aufzüge verkehrssicher 
 und leicht erreichbar sind, 
2. einen sicheren Stand und die Sicherung gegen Diebstahl ermöglichen, 
3.  einzeln leicht zugänglich sind und 
4. eine Fläche von mindestens 1,5 m² pro Fahrrad zuzüglich der jeweils notwendigen Verkehrs-
 fläche haben. 
4Die Beschaffenheit der Fahrradständer muss folgende Kriterien erfüllen: 
1. Die Fahrradabstellplätze sind so zu gestalten, dass Fahrräder mit allen fahrradtypischen 
 Laufradgrößen und Reifenbreiten sicher und ohne Beschädigung der Laufräder an stabilen 
 Fahrradständern eingestellt/angelehnt werden können (Standsicherheit). 
2.  Die verwendeten Fahrradständer müssen das Anschließen des Rahmens mit Schloss 

ermöglichen (Diebstahlsicherheit). 
3. Die verwendeten Fahrradständer müssen einen ausreichenden Abstand zwischen den 
 abgestellten Fahrrädern gewährleisten, d.h. sie müssen mind. 80 cm bei ebenerdiger 
 Einstellung auseinander stehen. (Benutzerfreundlichkeit). 
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4.  Die Aufstellflächen für Fahrradabstellanlagen sind weitmöglichst mit wasserdurchlässigem 
 Untergrund herzustellen. 

(3) 1Notwendige KFZ-Stellplätze und Abstellplätze für Fahrräder müssen spätestens zum Zeitpunkt der 
Nutzungsaufnahme bzw. Benutzbarkeit der baulichen oder sonstigen Anlagen fertiggestellt sein. 
2Notwendige KFZ-Stellplätze und Fahrradabstellplätze können auch in Form von Garagen 
nachgewiesen werden.  

(4) 1Die Regelungen zur Herstellung von KFZ-Stellplätzen für Menschen mit Behinderung, deren Anzahl 
sowie deren Anforderungen nach § 49 Abs. 2 Landesbauordnung NRW und §§ 13, 88 Sonder-
bauverordnung NRW bleiben unberührt. 

 
§ 3 

Anzahl der notwendigen KFZ-Stellplätze und Fahrradabstellplätze 
(1) 1Die Anzahl der notwendigen KFZ-Stellplätze und Fahrradabstellplätze ergibt sich aus der Anlage zu 

dieser Satzung und den nachfolgenden Regelungen. 2Alternativ kann eine Einzelfallberechnung vom 
Bauherrn vorgelegt oder von der Unteren Bauaufsichtsbehörde eingefordert werden. 

(2) 1Für bauliche und sonstige Anlagen, deren Nutzungsart in der Anlage nicht aufgeführt ist, richtet 
sich die Anzahl der notwendigen KFZ-Stellplätze und Fahrradabstellplätze nach dem 
voraussichtlichen tatsächlichen Bedarf. 2Dabei sind die in der Anlage für vergleichbare Nutzungen 
festgesetzten Zahlen als Orientierungswerte heranzuziehen. 3Diese sind anschließend in einer 
Einzelfall-Berechnung von Seiten der zur Herstellung von KFZ-Stellplätzen Verpflichteten zu 
überprüfen und der Unteren Bauaufsichtsbehörde vorzulegen. 

 2Die Reduzierung notwendiger KFZ-Stellplätze nach Satz 1 ist jeweils im Einzelfall durch den zur 
Herstellung notwendiger Stellplätze Verpflichteten bei Bauantragsstellung nachzuweisen. 3Dieser 
Nachweis ist von der Unteren Bauaufsichtsbehörde zu prüfen. 

(3) 1Bei Anlagen mit verschiedenartigen Nutzungen bemisst sich die Anzahl der notwendigen KFZ-
Stellplätze und Fahrradabstellplätze nach dem größten gleichzeitigen Bedarf, wenn die 
wechselseitige Benutzung sichergestellt ist. 2Eine solche wechselseitige Benutzung ist bei öffentlich-
rechtlicher Sicherung auch bei der Bestimmung der Anzahl der notwendigen KFZ-Stellplätze und 
der notwendigen Fahrradabstellplätze verschiedener Vorhaben in zumutbarer Entfernung zulässig. 
3Einzelbügel zählen hierbei nicht als zwei Abstellplätze gemäß Anlage 1 (Richtzahlentabelle). 

(4) 1Steht die Gesamtanzahl in einem offensichtlichen Missverhältnis zum tatsächlichen Bedarf, so 
kann die sich aus der Einzelermittlung ergebende Anzahl der KFZ-Stellplätze und 
Fahrradabstellplätze entsprechend erhöht oder ermäßigt werden. 

(5) 1Ergeben sich bei der Ermittlung der Anzahl der KFZ-Stellplätze oder der Fahrradabstellplätze 
Nachkommastellen, ist auf ganze Zahlen aufzurunden. 

(6) 1Werden in einem vor dem Inkrafttreten der Satzung fertiggestellten Gebäude in den 
Gemeindegebietstypen I, II und III nach § 5 Abs. 7 

 1.  in Folge einer Nutzungsänderung oder  
 2. durch Ausbau und/oder Neubau des Dachgeschosses oder von Kellerräumen 
 erstmalig oder zusätzlich Wohnungen geschaffen, so brauchen notwendige KFZ-Stellplätze nicht 

hergestellt zu werden, soweit die Herstellung von KFZ-Stellplätzen auf dem Grundstück oder in 
zumutbarer Entfernung gemäß § 5 Abs. 2 StellplatzVO NRW nicht oder nur unter großen 
Schwierigkeiten möglich ist. 
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(7) 1Die Pflicht zur Herstellung der notwendigen KFZ-Stellplätze wird aufgrund der Lagegunst für den 
Gemeindegebietstyp I um 25 % und für den Gemeindegebietstyp II um 15 % des berechneten 
Stellplatzschlüssels herabgesetzt. 

(8) 1Soweit sich aus Anlage 1 eine Verpflichtung zur Herstellung von mehr als 20 KFZ-Stellplätzen ergibt, 
kann die Anzahl der herzustellenden bzw. abzulösenden KFZ-Stellplätze um bis zu 20 % verringert 
werden, wenn durch unternehmerische, organisatorische oder sonstige Maßnahmen zu einer 
Verringerung des Kfz-Verkehrs beigetragen (z. B. Mobilitätsinformationen, Parkraum-
bewirtschaftung, ÖPNV-Vergünstigung, Fahrgemeinschaftsförderung, Förderung von Carsharing, 
Radverkehrsförderung, Förderung von Fahrradvermietungssystemen, vgl. Anlage 2) und dadurch 
der tatsächliche KFZ-Stellplatzbedarf verringert wird. 2Die vorstehenden Voraussetzungen sind in 
einem Mobilitätskonzept gutachterlich nachzuweisen. 3Die konkreten verkehrsverringernden 
Maßnahmen sind öffentlich-rechtlich zu sichern und dies gegenüber der zuständigen Unteren 
Bauaufsichtsbehörde auf Verlangen nachzuweisen. 4Eine Ablösung der nach Anlage 1 ermittelten 
Anzahl von KFZ-Stellplätzen bleibt möglich. 5Soweit angekündigte Maßnahmen nicht umgesetzt 
oder geforderte Konzepte und Nachweise nicht auf Anforderung vorgelegt werden, hat das 
zuständige Amt die teilweise Aussetzung der KFZ-Stellplatzherstellungspflicht zu widerrufen. 6Die 
fehlenden Stellplätze sind innerhalb der von der Behörde bestimmten Frist herzustellen oder 
abzulösen. 

 
§ 4 

Anforderungen an KFZ-Stellplätze und Fahrradabstellplätze 
(1) 1  KFZ-Stellplätze und Fahrradabstellplätze sind auf dem Baugrundstück oder in zumutbarer 

Entfernung gemäß § 5 Abs. 2 StellplatzVO NRW auf einem geeigneten Grundstück, dessen 
Benutzung für diesen Zweck öffentlich-rechtlich gesichert ist, herzustellen und dauerhaft zu 
unterhalten. 2Wenn Gründe des Verkehrs dies erfordern, kann im Einzelfall bestimmt werden, dass 
die KFZ-Stellplätze und Fahrradabstellplätze auf dem Baugrundstück oder auf einem anderen 
Grundstück herzustellen sind.  

(2) 1     KFZ-Stellplätze und Fahrradabstellplätze müssen so angeordnet und ausgeführt werden, dass 
ihre Benutzung die Gesundheit nicht schädigt und Lärm oder Gerüche das Arbeiten und Wohnen, 
die Ruhe und die Erholung in der Umgebung nicht über das zumutbare Maß hinaus stören.  

(3) 1Notwendige Fahrradabstellplätze für den Besucheranteil einer Nutzung nach Anlage 1 sind 
möglichst auf dem Baugrundstück mit Nähe zum Eingangsbereich herzustellen. 2Die soziale 
Kontrolle der Fahrradabstellplätze ist durch deren gute Einsehbarkeit und Beleuchtung zu 
gewährleisten.   

 3Notwendige Fahrradabstellplätze für Beschäftigte, Schüler, Studierende oder sonstige dauerhafte 
Nutzer einer Einrichtung nach Anlage 1 sollen darüber hinaus  

 1. ab einer Anzahl von 10 notwendigen Fahrradabstellplätzen überdacht werden. Die 
 Überdachung muss im Bereich des Zugangs über eine lichte Höhe von 2,25 m verfügen und 
 zudem eine Tiefe von mindestens 2,50 m aufweisen,  

 2.  bei jedem 11. notwendigen Fahrradabstellplatz eine zusätzliche Fläche von mindestens 1,5 m² 
 zum Abstellen von Lastenrädern oder Kinderanhängern vorweisen und diese 

 3. im Abstand von 1,40 m voneinander angeordnet werden, wenn mehrere Anlehnbügel 
 nebeneinander aufgestellt werden.  

 4Notwendige Fahrradabstellplätze für Bewohner sind in abschließbaren und witterungs-
geschützten Räumen oder Fahrradboxen herzustellen und so zu dimensionieren, dass ein 
Einfahren, Ausfahren und Abstellen der Fahrräder ohne weitere Rangiervorgänge oder das 
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Umräumen von anderen Fahrrädern möglich ist. 5Der Abstand zwischen den Anlehnbügeln in 
diesen Räumen beträgt mindestens 1,40 m. 6Bei jedem 11. notwendigen Fahrradabstellplatz ist eine 
zusätzliche Fläche von mindestens 1,5 m² zum Abstellen von Lastenrädern oder Kinderanhängern 
vorzuweisen. 7Fahrradboxen müssen ein Mindestinnenmaß von 2 m Länge, 1,45 m Höhe und 0,80 
m Breite pro Rad aufweisen. 8Ergänzend zu § 2 Abs. 2 S. 4 sind notwendige Fahrradabstellplätze bei 
Neubau eines beliebigen Vorhabens oder Um-/Ausbau eines Objekts mit mehr als 12 Abstellplätzen 
so herzustellen, dass  

 1. zwischen Türen und Rampen Mindestpodeste- oder Flurlängen von 2 m zuzüglich Türschlag 
 vorzusehen sind, 

 2.  Richtungswechsel zu vermeiden sind. Falls erforderlich, sind ausreichend dimensionierte 
 Zwischenpodeste, die das Abstellen und Umschwenken des Fahrrads ermöglichen, 
 vorzusehen, 
3.  sämtliche Durchgänge zu Abstellplätzen bei öffentlichen Vorhaben eine Mindestbreite  von 

1,2 m, bei privaten Vorhaben eine Mindestbreite von 1,05 m aufweisen, 
 4.  Türen keinen automatischen Schließmechanismus haben, wenn bauordnungsrechtliche 

 Bestimmungen dem nicht entgegenstehen, 
 5. bei einer möglichen Zufahrt zu den Abstellplätzen auf dem Fahrrad eine lichte Raumhöhe von 

 mindestens 2,5 m vorzusehen ist. 
 9Von den in Satz 8 aufgeführten Anforderungen kann bei einem Um-/Ausbau abgewichen werden, 

wenn sich daraus nachgewiesen für die Bauherrenschaft ein unverhältnismäßiger Mehraufwand 
entsteht. 

(4) 1Ab einer Anzahl von 10 notwendigen KFZ-Stellplätzen sind für mindestens 30 % der 
herzustellenden KFZ-Stellplätze die Voraussetzungen für eine Elektrifizierung in Form von 
Ladeinfrastruktur (Leerrohre) zu schaffen. 

 
§ 5 

Ablösung 
(1) 1Ist die Herstellung notwendiger KFZ-Stellplätze nicht oder nur unter großen Schwierigkeiten 

möglich und führt ein daraus folgendes individuelles Mobilitätskonzept mit Maßnahmen zur 
Verringerung des KFZ-Verkehrs (siehe § 3 Abs.3 und Anlage 2 dieser Satzung) nicht zu einer 
Erfüllung des entstehenden Stellplatznachweises, so kann auf die Herstellung von KFZ-Stellplätzen 
und Fahrradabstellplätzen verzichtet werden, wenn die zur Herstellung Verpflichteten an die Stadt 
einen Geldbetrag zur Ablösung nach Maßgabe der Satzung der Stadt zahlen. 2Grundsätzlich kann 
auf die Herstellung von KFZ-Stellplätzen und Fahrradabstellplätzen verzichtet werden, wenn eine 
Zufahrt zum Grundstück oder Bestandsgebäude nur über eine Fußgängerzone möglich ist. 
3Entsprechend Satz 1 und 2 ist ein Geldbetrag zu zahlen, soweit die Herstellung notwendiger KFZ-
Stellplätze aus städtebaulichen Gründen untersagt ist. 

(2) 1Die Höhe des Ablösungsbetrages für notwendige KFZ-Stellplätze ist gemäß der in Anlage 3, 
aufgeführten Gebiete auf 
1.  20.000 EUR in den Gemeindegebietstyp I 
2.  15.000 EUR in den Gemeindegebietstyp II 
3. 12.000 EUR in allen weiteren Gebieten der Stadt Hilden festgelegt. 

(3) 1Der Geldbetrag nach Abs. 1 ist zu verwenden 
 1.  für die Herstellung zusätzlicher oder Aufwertung bestehender Parkeinrichtungen im 

 Stadtgebiet, 



  Stand 25.07.2022 

5 
 

 2. für die Herstellung von Parkleitsystemen, 
 3.  für Maßnahmen zur Verbesserung des öffentlichen Personennahverkehrs, 
 4. für Maßnahmen zur Verbesserung des Fahrradverkehrs, 
 5. für Maßnahmen des Fußverkehrs, 
 6. für Maßnahmen des Mobilitätsmanagements, 
 7. für Maßnahmen, die Bestandteil eines kommunalen oder interkommunalen 

 Mobilitätskonzeptes sind. 
(4) 1Die Höhe des Ablösebetrages für notwendige Fahrradabstellplätze ist gemäß der in Anlage 3 

aufgeführten Gebiete auf 
1.  1.200 EUR in den Gemeindegebietstyp I 
2.  1.000 EUR in den Gemeindegebietstyp II 
3. 800 EUR in allen weiteren Gebieten der Stadt Hilden festgelegt. 

(5) 1Die Verwendung des Geldbetrages muss für die Erreichbarkeit des Bauvorhabens, das die 
Zahlungspflicht auslöst, einen Vorteil bewirken. 

(6) 1Über die Ablösung entscheidet die Untere Bauaufsichtsbehörde der Stadt Hilden. 
(7) 1Die Gemeindegebietstypen werden wie folgt begrenzt: 
 1. Gemeindegebietstyp I: Berliner Straße, Hochdahler Straße, Am Kronengarten, Heiligenstraße, 

 Südstraße, Klotzstraße, Benrather Straße 
 2. Gemeindegebietstyp II: Bahnhofsallee, Schillerstraße, Fabriciusstraße, Körnerstraße, 

 Immermannstraße, Heerstraße, Luisenstraße, Augustastraße, Hochdahler Straße, Walder 
 Straße, Am Holterhöfchen, Am Feuerwehrhaus, Kirchhofstraße, Baustraße, Richrather Straße, 
 entlang der Bahngleise (nördlich) bis zum Bahnhof (ohne Gemeindegebietstyp I) 

 3. Gemeindegebietstyp III umfasst das übrige Stadtgebiet. 
2Maßgebend für die Zuordnung der Grundstücke zu den Zonen sind die jeweiligen Straßenachsen. 
3Die Grenzen der einzelnen Gebietszonen sind in der Anlage 3 dieser Satzung dargestellt. 

 
§ 6 

Ordnungswidrigkeiten 
(1) 1Ordnungswidrig im Sinne des § 86 Abs. 1 Nr. 22 Landesbauordnung NRW handelt, wer entgegen 

§ 2 Abs. 1 die Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung einer baulichen oder sonstigen Anlage 
vornimmt, ohne den hierdurch ausgelösten KFZ-Stellplatzbedarf oder Mehrbedarf an KFZ-
Stellplätzen und Fahrradabstellplätzen in ausreichender Zahl hergestellt oder abgelöst zu haben 
oder entgegen den Anforderungen in den §§ 2 und 4 herstellt oder nutzt. 

(2) 1Die Ordnungswidrigkeit kann im Sinne von § 86 Abs. 3 Landesbauordnung NRW mit einer Geldbuße 
von bis zu 50.000 EUR geahndet werden. 

 
§ 7 

 Übergangsvorschrift 
(1) 1Diese Satzung findet auf Bauvorhaben, bei denen der Bauantrag vor Inkrafttreten dieser Satzung 

bei dem Bauverwaltungs- und Bauaufsichtsamt eingegangen ist, nur dann Anwendung, wenn diese 
Satzung eine für den Bauherren günstigere Regelung enthält. 

(2) 1Ist über die Zulässigkeit eines Vorhabens bereits durch Vorbescheid entschieden oder wird ein 
Antrag auf Erteilung eines Vorbescheides vor Inkrafttreten dieser Satzung gestellt, so gilt Abs. 1 
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entsprechend, soweit sich der Vorbescheid auch auf die Lage oder Anzahl der KFZ-Stellplätze 
erstreckt. 

(3) 1Abweichende Regelungen in zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Satzung bestehenden 
Bebauungsplänen oder städtebaulichen Verträgen bleiben unberührt. 

 
§ 8 

Inkrafttreten 
1Diese Satzung tritt am [Datum oder Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung] in Kraft. 
2Gleichzeitig treten die „Satzung vom 05.07.2004 über die Ablösung von Stellplätzen der Stadt Hilden 
über die Festlegung der Gemeindegebietsteile und der Höhe des Geldbetrages nach § 51 Abs. 5 der 
Landesbauordnung Nordrhein-Westfalen“ und die „Satzung der Stadt Hilden über Gestaltung, Größe 
und Anzahl von Abstellplätzen für Fahrräder (Fahrradabstellplatzsatzung)“ vom 31.03.2016 außer 
Kraft. 
 
 
 
 
(Ort, Datum, Siegel)  
(Bürgermeister) 
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Anlagen zur Stellplatzsatzung der Stadt Hilden 
 

Anlage 1: Richtzahlentabelle der verschiedenen Nutzungsarten & Nutzungen 

Anlage 2: Minderungspotenziale durch ein qualifiziertes Mobilitätskonzept 

Anlage 3: Gemeindegebietstypen 
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Anlage 1: Richtzahlentabelle der verschiedenen Nutzungsarten & Nutzungen 

Nr. Nutzungsart / Nutzung  Anzahl der Pkw-Stellplätze  Anzahl der Fahrradabstellplätze 

1 Wohngebäude und Wohnheime 
1.1 Wohngebäude mit maximal 4 

Wohneinheiten 
1,25 je Wohneinheit, ab 100 m² BGF 
0,25 je weitere 25 m² 

3,0 je Wohneinheit 

1.2 Mehrfamilienhäuser 1,3 je 100 m² BGF 1 Abstellplatz je 30 m² Wohnfläche 
(davon 20 % Besucheranteil) 

1.3 Mehrfamilienhäuser im öffent-
lich geförderten Wohnungsbau 

0,8 je 100 m² BGF 1 Abstellplatz je 30 m² Wohnfläche, 
(davon 20 % Besucheranteil) 

1.4 Kinder- und Jugendwohnheime 1 Stellplatz je 6 Betten  
(davon 50 % Besucheranteil) 

1 Abstellplatz je 2 Betten  
(davon 20 % Besucheranteil) 

1.5 Pflegeheime, Senioren-
wohnheime, Wohnheime für 
Menschen mit Behinderung 

1 Stellplatz je 5 Betten  
(davon 50 % Besucheranteil) 

1 Abstellplatz je 6 Betten, jedoch 
mindestens 3 Abstellplätze  
(davon 50 % Besucheranteil) 

1.6 Studierenden- und sonstige 
Wohnheime 

1 Stellplatz je 5 Betten  
(davon 10 % Besucheranteil) 

1 Abstellplatz je 1 Betten  
(davon 10 % Besucheranteil) 

2 Gebäude mit Büro-, Verwaltungs- und Praxisräumen 
2.1 Büro- und Verwaltungsgebäude 

(allgemein) 
1 Stellplatz je 40 m² Nutzfläche  
(davon 10 % Besucheranteil) 

1 Abstellplatz je 40 m² Nutzfläche 
(davon 50 % Besucheranteil, aber 
mindestens 2 Abstellplätze) 

2.2 Großraumbüros (hohe 
Beschäftigtendichte) 

1 Stellplatz je 30 m² Nutzfläche  
(davon 10 % Besucheranteil) 

1 Abstellplatz je 30 m² Nutzfläche 
(davon 50 % Besucheranteil, aber 
mindestens 2 Abstellplätze) 

2.3 Gebäude mit erheblichem 
Besucher/-innenverkehr 
(Schalter-Abfertigungs- oder 
Beratungsräume, Arztpraxen 
o.Ä.) 

1 Stellplatz je 25 m² Nutzfläche, jedoch 
mindestens 2 Stellplätze  
(davon 75 % Besucheranteil) 

1 Abstellplatz je 30 m² Nutzfläche, 
(davon 50 % Besucheranteil, aber 
mindestens 2 Abstellplätze) 

3 Verkaufsstätten 
3.1 Verkaufsstätten bis 800 m² 1 Stellplatz je 40 m² 

Verkaufsnutzfläche (davon 75 % 
Besucheranteil)  

1 Abstellplatz je 40 m² 
Verkaufsnutzfläche (davon 75 % 
Besucheranteil) 

3.2 Verkaufsstätten über 800 m² 1 Stellplatz je 30 m² Verkaufsnutz-
fläche (davon 75 % Besucheranteil)  

1 Abstellplatz je 80 m² Verkaufs-
nutzfläche (davon 75 % 
Besucheranteil) aber mindestens 20 
Abstellplätze 

3.3 Verkaufsstätten mit großer 
Ausstellungsfläche (z. B. 
Autohäuser, Möbelhäuser etc.) 

1 Stellplatz je 75 m² 
Verkaufsnutzfläche (davon 75 % 
Besucheranteil) 

1 Abstellplatz je 150 m² 
Verkaufsnutzfläche (davon 50 % 
Besucheranteil), aber mindestens 10 
Abstellplätze 

4 Versammlungsstätten außer Sportstätten, Kirchen 
4.1 Versammlungsstätten  1 Stellplatz je 5 Besuchende  

(davon 90 % Besucheranteil) 
1 Abstellplatz je 10 Zuschauer-/ 
Besucherplätze  
(davon 90 % Besucheranteil) 

4.2 Kirchen und andere Räume, die 
der Religionsausübung dienen 

1 Stellplatz je 10 Sitzplätze 
(davon 90 % Besucheranteil) 

1 Abstellplatz je 20 Besucherplätze, 
(davon 90 % Besucheranteil) 

5 Sportstätten 
5.1 Sportplätze 1 Stellplatz je 250 m² Sportfläche, 

zusätzlich 1 Stellplatz je 10 Zuschauer-
/Besucherplätze 

1 Abstellplatz je 250 m² Sportfläche, 
zusätzlich 1 Abstellplatz je 10 
Zuschauer-/Besucherplätze 

5.2 Spiel- und Sporthallen 1 Stellplatz je 50 m² Hallenfläche, 
zusätzlich 1 Stellplatz je 10 Zuschauer-
/Besucherplätze 

1 Abstellplatz je 50 m² Hallenfläche 
(davon 90 % Besucheranteil),  
zusätzlich 1 Abstellplatz je 15 
Zuschauer-/Besucherplätze, 
mindestens 40 Abstellplätze 

5.3 Freibäder und Freiluftbäder 1 Stellplatz je 10 Kleiderablagen, 
zusätzlich 1 Stellplatz je 10 Zuschauer-
/Besucherplätze 

1 Abstellplatz je 10 Kleiderablagen, 
zusätzlich 1 Abstellplatz je 10 
Zuschauer-/Besucherplätze 
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Nr. Nutzungsart / Nutzung  Anzahl der Pkw-Stellplätze  Anzahl der Fahrradabstellplätze 
5.4 Reitanlagen 1 Stellplatz je 2-4 Pferdeeinstellplätze 1 Abstellplatz je 2-4 

Pferdeeinstellplätze 
5.5 Hallenbäder 1 Stellplatz je 8 Kleiderablagen, 

zusätzlich 1 Stellplatz je 10 Zuschauer-
/Besucherplätze 

1 Abstellplatz je 8 Kleiderablagen, 
zusätzlich 1 Abstellplatz je 10 Zu-
schauer-/Besucherplätze 

5.6 Fitnesscenter 1 Stellplatz je 15 m² Sportfläche  
(davon 90 % Besucheranteil) 

1 Abstellplatz je 15 m² Sportfläche 
(davon 90 % Besucheranteil) 

5.7 Tennisanlage 2 Stellplätze je Spielfeld, zusätzlich 1 
Stellplatz je 15 Zuschauer-/Be-
sucherplätze 

2 Abstellplätze je Spielfeld, zusätzlich 1 
Abstellplatz je 20 Zuschauer-/Be-
sucherplätze 

5.8 Kegel-, Bowlingbahnen 4 Stellplätze je Bahn 4 Abstellplätze je Bahn 
6 Gaststätten, Vergnügungsstätten und Beherbergungsbetriebe 
6.1 Gaststätten und Restaurants 1 Stellplatz je 10 m² Gastraum  

(davon 75 % Besucheranteil) 
1 Abstellplatz je 20 m² Gastraum 
(davon 75 % Besucheranteil) aber 
mindestens 2 Abstellplätze 

6.2 Schnellrestaurants 1 Stellplatz je 20 m² Nutzfläche 
(davon 90 % Besucheranteil) 

1 Abstellplatz je 50 m² Nutzfläche 
(davon 90 % Besucheranteil), aber 
mindestens 2 Abstellplätze 

6.3 Hotels, Pensionen, Kurheime 
und andere 
Beherbergungsbetriebe 

1 Stellplatz je 4 Betten (davon 75 % 
Besucheranteil), für zugehörige 
Restaurationsbetriebe  
Zuschlag nach 6.1 

1 Abstellplatz je 10 Betten, jedoch 
mindestens 4 Abstellplätze, für 
zugehörige Restaurationsbetriebe 
Zuschlag nach 6.1 

6.4 Spiel- und Automatenhallen 1 Stellplatz je 20 m² Spielhallenfläche, 
mindestens jedoch 3 Stellplätze 

1 Abstellplatz je 20 m² Spielhallen-
fläche, mindestens jedoch 3 
Abstellplätze 

6.5 Tanzlokale, Diskotheken 1 Stellplatz je 8 m² Gastraum  
(davon 90 % Besucheranteil) 

1 Abstellplatz je 20 m² Gastraum 
(davon 90 % Besucheranteil) 

6.6 Jugendherbergen 1 Stellplatz je 8-12 Betten  
(davon 25 % Besucheranteil) 

1 Abstellplatz je 8-12 Betten 
(davon 25 % Besucheranteil) 

6.7 Sonstige Vergnügungsstätten 1 Stellplatz je 25 m² Nutzfläche, 
mindestens jedoch 3 Stellplätze  
(davon 75 % Besucheranteil) 

1 Abstellplatz je 25 m² Nutzfläche, 
jedoch mindestens 3 Abstellplätze 
(davon 75 % Besucheranteil) 

7 Krankenanstalten 
7.1 Universitätskliniken und 

ähnliche Lehrkrankenhäuser 
1 Stellplatz je 3 Betten, zusätzlich 
Abstellplätze nach 2.2 (davon 50 % 
Besucheranteil) 

1 Abstellplatz je 5 Betten, zusätzlich 
Abstellplätze nach 2.2 (davon 20 % 
Besucheranteil) 

7.2 Krankenhäuser, Kliniken und 
Kureinrichtungen 

1 Stellplatz je 4 Betten zusätzlich 
Stellplätze nach 2.2  
(davon 60 % Besucheranteil) 

1 Abstellplatz je 20 Betten, zusätzlich 
Abstellplätze nach 2.2  
(davon 20 % Besucheranteil) 

8 Bildungseinrichtungen, Einrichtungen der Jugendförderung 
8.1 Kindergärten, Kinder-

tagesstätten und dergleichen 
1 Stellplatz je 10 Kinder, jedoch 
mindestens 2 Stellplätze  
(davon 60 % Besucheranteil) 

1 Abstellplatz je 15 Kinder, jedoch 
mindestens 2 Abstellplätze  
(davon 60 % Besucheranteil) 

8.2 Grundschulen  1 Stellplatz je 25 Schüler 1 Abstellplatz je 3 Schüler 
8.3 Sonstige allgemeinbildende 

Schulen, Berufsschulen, 
Berufsfachschulen 

1 Stellplatz je 25 Schüler, zusätzlich 1 
Stellplatz je 8 Schüler über 18 Jahre 

1 Abstellplatz je 2 Schüler/Lehrer 

8.4 Förderschulen  1 Stellplatz je 12 Schüler  1 Abstellplatz je 5 Schüler 

8.5 Fachhochschulen, Universitäten 1 Stellplatz je 6 Studierende  1 Abstellplatz je 15 Studierende 
8.6 Sonstige 

Fortbildungseinrichtungen 
1 Stellplatz je 4 mögliche 
Teilnehmerplätze  
(davon 90 % Besucheranteil) 

1 Abstellplatz je 4 mögliche 
Teilnehmerplätze (davon 90 % 
Besucheranteil) 
bei Bibliotheken: 1 Abstellplatz je 
40 m² Hauptnutzfläche (davon 90 % 
Besucheranteil) aber mindestens 30 
Abstellplätze; 
Volkshochschulen/Musikschulen: 
0,5 Abstellplätze je zeitgleich 
nutzbarem Ausbildungsplatz (davon 80 
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Nr. Nutzungsart / Nutzung  Anzahl der Pkw-Stellplätze  Anzahl der Fahrradabstellplätze 
% Besucheranteil), aber mindestens 30 
Abstellplätze 

8.7 Jugendzentren  1 Stellplatz je 150 m² Nutzfläche 
(davon 90 % Besucheranteil) 

1 Abstellplatz je 15 m² Nutzfläche 
(davon 90 % Besucheranteil) 

9 Gewerbliche Anlagen 
9.1 Handwerks- und 

Industriebetriebe 
1 Stellplatz je 50 m² Nutzfläche oder je 
3 Beschäftigte (davon 10-30 % 
Besucheranteil) 

1 Abstellplatz je 50 m² Nutzfläche oder 
je 3 Beschäftigte (davon 10-30 % 
Besucheranteil) 

9.2 Lagerräume, Lagerplätze, 
Ausstellungs- und 
Verkaufsplätze 

1 Stellplatz je 80 m² Nutzfläche oder je 
3 Beschäftigte (davon 10 % 
Besucheranteil) 

1 Abstellplatz je 80 m² Nutzfläche oder 
je 3 Beschäftigte (davon 10 % 
Besucheranteil) 

9.3 Kraftfahrzeugwerkstätten 6 Stellplätze je Wartungs- oder 
Reparaturstand 

1 Abstellplatz je 3 Wartungs- oder 
Reparaturständen 

9.4 Tankstellen mit Verkaufsstätte 2 Stellplätze, zusätzlich Stellplätze nach 
3.1 

3 Abstellplätze, zusätzlich Abstellplätze 
nach 3.1 

10 Verschiedenes 
10.1 Kleingartenanlagen 1 Stellplatz je 3 Kleingärten  

(davon 90 % Besucheranteil) 
1 Abstellplatz je 3 Kleingärten  
(davon 10 % Besucheranteil) 

10.2 Friedhöfe 1 Stellplatz je 1.250 m² Grundstücks-
fläche, jedoch mindestens 10 Stell-
plätze 

1 Abstellplatz je 1.250 m² Grundstücks-
fläche, jedoch mindestens 10 Abstell-
plätze 

10.3 Sonnenstudios 1 Stellplatz je 4 Sonnenbänke jedoch 
mindestens 2 Stellplätze  
(davon 90 % Besucheranteil) 

1 Abstellplatz je 4 Sonnenbänke jedoch 
mindestens 2 Abstellplätze 
(davon 90 % Besucheranteil) 

10.4 Waschsalons 1 Stellplatz je 6 Waschmaschinen, 
jedoch mindestens 2 Stellplätze  
(davon 90 % Besucheranteil) 

1 Abstellplatz je 6 Waschmaschinen, 
jedoch mindestens 2 Abstellplätze 
(davon 90 % Besucheranteil) 

10.5 Museen und 
Ausstellungsgebäude 

1 Stellplatz je 200 m² 
Ausstellungsfläche 
(davon 80 % Besucheranteil) 

1 Abstellplatz je 250 m² 
Ausstellungsfläche, jedoch mindestens 
5 Abstellplätze  
(davon 80 % Besucheranteil) 
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Anlage 2: Minderungspotenziale durch ein qualifiziertes Mobilitätskonzept 

Maßnahmen zur Verringerung des Kfz-Verkehrs 
Verringerung der Anzahl der 
notwendigen Pkw-Stellplätze 

Mobilitätsinformation 

Mobilitätsinformationen für Neunutzer der Bebauung, Abfahrtsmonitore in zentraler 
Lage, Beratungsdienstleister für Mobilität vor Ort bis zu 50 % 

Parkraumbewirtschaftung 

Berechtigung zur Nutzung der Stellplätze werden zu Kosten von mindestens 30 € je 
Monat bei nicht überdachten und mindestens 50 € je Monat bei überdachten 
Stellplätzen ausgegeben. Tagesparkberechtigungen zu Kosten von mindestens 1/20 
der Kosten für Monatsparkberechtigungen sind möglich. Kostenfreies Parken ist bis 
zu einer Dauer von drei Stunden möglich. bis zu 10 % 

ÖPNV-Vergünstigungen 

Jobticket, Semesterticket, Tickets des VRR als Monats oder Jahres-Abo bis zu 20 % 

Förderung von Fahrgemeinschaften 

Nur für Nutzungen mit mehr als 50 Beschäftigten: Die Beschäftigten werden 
regelmäßig zur Bildung von Fahrgemeinschaften motiviert und dabei – 
beispielsweise durch Vermittlung geeigneter Fahrgemeinschaftspartner – aktiv 
unterstützt. Die Stellplätze in geringster Entfernung zum Gebäudeeingang werden als 
Fahrgemeinschaftsparkplätze ausgewiesen. 

1 % je 2 % Anteil der ausgewiesenen 
Fahrgemeinschaftsparkplätze an der 

Gesamtanzahl der notwendigen 
Stellplätze 

Förderung von Carsharing 

Schaffung einer Carsharing-Station bis zu 5 % 

Radverkehrsförderung 

Verleih von Spezialrädern und Anhängern, Reparaturangebote, … bis zu 5 % 

Förderung eines Fahrradvermietsystems 

Vorhalten einer Fahrradvermietstation auf Baugrundstücken, mit Vergünstigungen 
für Bewohner/Angestellte oder Möglichkeit eines Firmenrades ("Jobrad") bis zu 5 % 

Nachweis im Gesamtkonzept zur Nachhaltigkeit 

  Ermäßigung darüber hinaus möglich 
(Einzelfallprüfung erforderlich) 
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Anlage 3: Gemeindegebietstypen 

 



Stellplatzsatzung für die Stadt Hilden      06/2022 

 

Begründung zu den Inhalten der Satzung 

zu § 1 Geltungsbereich und Zuständigkeit: 

Die hier aufgeführten Regelungen sind selbsterklärend.  

zu § 2 Herstellungspflicht und Begriffe: 

In diesem Paragrafen wird zunächst die Herstellungspflicht für Stellplätze, sowohl für KFZ als für 
Fahrräder, festgestellt. 

Im Anschluss daran werden Qualitätsstandards aus der Fahrradabstellplatzsatzung in die neue 
Stellplatzsatzung übernommen; die neue Satzung soll für den Bereich Fahrrad keine 
Verschlechterung bedeuten. Im Einzelnen geht es um die Aspekte „Standsicherheit“, 
„Diebstahlsicherheit“ und „Benutzerfreundlichkeit“, die im Zentrum der Schaffung von 
Fahrradabstellplätzen stehen müssen. 

Des weiteren sind Regelungen zur Verwendung von wasserdurchlässigem Untergrund, zum Zeitpunkt 
der Erstellung und zur Herstellung von Stellplätzen für Menschen mit Behinderungen Teil dieses 
Paragrafen. 

zu § 3 Anzahl der notwendigen Stellplätze und Fahrradabstellplätze 

Paragraf 3 stellt die zentrale Vorschrift dar, wenn es um die Anzahl der zu schaffenden Stellplätze für 
KFZ und für Fahrräder geht. In der Richtzahlentabelle (Anlage 1) wird das im Detail ausgeführt, 
jeweils differenziert zwischen KFZ- und Fahrradstellplätzen. Hier findet der politische Auftrag seinen 
Niederschlag, zum einen auf privaten Grundstücken mehr Stellplätze unterzubringen, um den 
öffentlichen Straßenraum vom Parkdruck durch private KFZ zu entlasten. Zum anderen werden heir 
auch die Mögloichkeiten dargelegt, mit denen die Pflicht zur Herstellung von notwendigen privaten 
Stellplätzen verringert werden kann. 

Das Minderungspotenzial durch ein qualifiziertes Mobilitätskonzept wird im Detail dargelegt (Anlage 
2). Hierdurch besteht für jeden Bauinteressierten/Bauherren die Möglichkeit, umweltfreundliche 
Verkehrsmittel zu fördern. 

Die in einem solchen Mobilitätskonzept ausgearbeiteten Maßnahmen werden - um verbindlich zu 
werden - öffentlich-rechtlich gesichert. 

zu § 4 Anforderungen an Stellplätze und Fahrradabstellplätze 

Hier werden nach § 2 weitere Qualitätsstandards für Fahrradabstellanlagen, die sich aus der 
städtischen Fahrradabstellplatzsatzung ergaben, in die neue Stellplatzsatzung übernommen. 
Zusätzliche Regelungen gibt es für Lastenfahrräder und private Fahrradboxen bzw. Abstellräume. 

Erstmals geregelt werden die Anforderungen für Fahrradabstellplätze für die Bewohner/Benutzer 
von Gebäuden. Diese waren bisher weder hinsichtlich ihrer Anzahl noch hinsichtlich ihrer Ausführung 
verbindlich geregelt. In der bisherigen städtischen Fahrradabstellplatzsatzung konnten nur die 
Anforderungen an Besucher-Fahrradabstellplätze geregelt werden. Wenn aber das Fahrrad als 
gleichwertiges Alltagsverkehrsmittel betrachtet wird, gehört dazu auch die Schaffung von privaten 
Abstellmöglichkeiten, die qualitativ mit KFZ-Stellplätzen vergleichbar sind. 

 



zu § 5 Ablösung 

In diesem Paragrafen werden die Inhalte der früheren „Stellplatzablösesatzung“ in die neue Satzung 
übernommen. Erstmals werden neben Ablösebeträgen für notwendige KFZ-Abstellplätze auch 
Ablösebeträge für notwendige Fahrradabstellplätze benannt. 

Die Höhe der Ablöse ergibt sich aus der Lage im Stadtgebiet und wird differenziert nach 
„Gemeindegebietstypen“ (Kartendarstellung Anlage 3). Die Höhe wurde aktualisiert, um einen Anreiz 
zu schaffen, notwendige KFZ-Stellplätze tatsächlich zu errichten. 

In § 5 wird zudem geregelt, für welche Zwecke eingenomme Ablösebeiträge für notwendige KFZ-
Stellplätze durch die Stadt Hilden weiter verwendet werden dürfen. 

zu § 6 Ordnungswidrigkeiten 

Wer eine bauliche oder sonstige Anlage errichtet, ändert oder eine Nutzungsänderung durchführt, 
ohne den hierdurch ausgelösten Stellplatzbedarf oder Mehrbedarf an Stellplätzen und 
Fahrradabstellplätzen in ausreichender Zahl hergestellt zu haben, handelt ordnungswidrig. 

Diese Ordnungswidrigkeit kann von der Stadt Hilden als Genehmigungsstelle mit einem Bußgeld von 
bis zu 50.000 €uro geahndet werden. 

Bei diesem Betrag handelt es sich um einen Maximalbetrag (§ 213 Abs. 3 BauGB in der derzeit 
aktuellen Fassung). 

Im einzelnen hat sich die Höhe des Betrages nach dem Ergebnis der jeweiligen Einzelfallprüfung zu 
richten. 

Zu § 7 Übergangsvorschrift 

Die Regelungen sind selbsterklärend und dienen dem Schutz von Bauherren. 

zu § 8 Inkrafttreten 

Mit dem Inkrafttreten der Stellplatzsatzung am tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung im 
Amtsblatt der Stadt Hilden treten gleichzeitig zwei andere städtische Satzungen außer Kraft. Es 
handelt sich einmal um die „Satzung vom 05.07.2004 über die Ablösung von Stellplätzen der Stadt 
Hilden über die Festlegung der Gemeindegebietsteile und der Höhe des Geldbetrages nach § 51 Abs. 
5 der Landesbauordnung Nordrhein-Westfalen (Stellplatzablösesatzung)“ und zum weiteren um die 
„Satzung der Stadt Hilden über Gestaltung, Größe und Anzahl von Abstellplätzen für Fahrräder 
(Fahrradabstellplatzsatzung) in der Fassung vom 31.03.2016“. 

Die Inhalte werden in der neuen Stellplatzsatzung übernommen, neu formuliert und angepasst. 

zu Gemeindegebietstypen: 

Für die Stellplatzsatzung wurde das Gemeindegebiet Hildens in sog. „Gemeindegebietstypen“ 
eingeteilt. Hierfür wurden verschiedene Parameter untersucht. Festzustellen war zunächst, dass die 
Verkehrsmittelwahl in den Hildener Stadtteilen Unterschiede aufweisen; es gibt Stadtteile mit hoher 
KFZ-Nutzung und solche mit geringerer KFZ-Nutzung. 

Auch der Motorisierungsgrad in den Stadtteilen unterscheidet sich (Anzahl von KFZ je 1000 
Einwohner), ebenso der PKW-Besitz (Privat-PKW je Einwohner). 



Unterschiede ergeben sich zudem im Fahrtenangebot des ÖPNV in der Umgebung sowie in der Lage 
zu den zentralen Versorgungsbereichen in der Stadt. Aus diesen Unterscheidungsmerkmalen wurde 
das Stadtgebiet in drei Zonen (Gemeindegebietstypen) eingeteilt: 

Typ 1: unmittelbarer Innenstadtbereich                                                                                                                    
Typ 2: Innenstadtrandgebiet                                                                                                                                         
Typ 3: übriges Stadtgebiet 

Die genaue Begrenzung geht aus der beigefügten Karte hervor (Anlage 3). 
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Beteiligungsverfahren im Rahmen der Erstellung einer Stellplatzsatzung für die Stadt Hilden 

Juli 2022 

Bei den hier dargestellten Anregungen und Hinweisen handelt es sich um Auszüge aus den Stellungnahmen im Rahmen des Beteiligungsverfahrens. 

 

Nr. Absender Eingangs-
datum 

Anregungen und Hinweise aus der Beteiligung Stellungnahme 

1 Gemeinnüt-
ziger Bauver-
ein Hilden 
eG 

04.04.2022 Bei einem Vergleich des Entwurfes mit den Mustersatzungen der 
Stadt Ratingen und Monheim ist aufgefallen, dass die Stellplatz-
zahlen je WE bzw. je 100 m2 BGF deutlich höher ist, als in den Sat-
zungen der Stadt Ratingen und Monheim. Hier sollte dringend 
insbesondere bei den Pkw-Einstellplätzen und auch Fahrradein-
stellplätzen bei Wohngebäuden ab 5 WE auf die Zahlenwerte von 
0,8 bis maximal 1,0 je WE (Ratingen) die Hildener Satzungsemp-
fehlung reduziert werden. Die bisher in Hilden angewendete 
Stellplatzquote von 1,0 sollte im Hinblick auf die Verkehrswende 
eher unter 1,0 je WE entwickelt werden. 
 

Die Höhe der Stellplatzquote je Wohneinheit wurde 
bewusst festgelegt, um die Straßenräume zu ent- 
lasten und ergibt sich aus dem politischen Auftrag, 
den öffentlichen Straßenraum möglichst von priva-
ten PKW freizuhalten. Im Hinblick auf die Verkehrs-
wende bestehen Minderungspotenziale durch ein 
qualifiziertes Mobilitätskonzept. Dadurch besteht für 
jeden Bauinteressierten/Bauherren die Möglichkeit, 
umweltfreundliche Verkehrsmittel zu fördern und in 
dem Zusammengang gleichzeitig weniger PKW-Stell-
plätze erstellen zu müssen. 
 

2 ADAC Nord-
rhein e.V 

25.03.2022 Zur Förderung des Radverkehrs könnte noch etwas häufiger eine 
niedrigere Richtzahl gewählt werden, sodass mehr Fahrradstell-
plätze realisiert werden. Als Beispiel sei an dieser Stelle die Richt-
zahl unter Punkt 1.3 genannt. Vorgeschlagen wird ein Fahrradab-
stellplatz je fünf Betten, während die Musterstellplatzsatzung ei-
nen Stellplatz pro zwei bis drei Betten. 
 

Anregung wurde übernommen: 1 Fahrradabstell-
platz je 2 Betten bei Kinder- und Jugendwohnhei-
men. 
 

3 ADFC Hilden 03.04.2022 Aufgrund der Erfahrungen mit der Handhabung der bisherigen 
Fahrradabstellplatzsatzung in der Fassung vom 30.3.2016 bitten 
wir, § 4 Abs. 3, Satz 3, Nr. 3 wie folgt zu ergänzen: 
„Einzelbügel zählen hierbei nicht als zwei Abstellplätze gemäß 
Anlage 1 (Richtzahlentabelle).“ 
 

Anregung wurde übernommen. Ergänzt wurde in § 3 
Abs. 3 Satz 3: „Einzelbügel zählen hierbei nicht als 
zwei Abstellplätze gemäß Anlage 1 (Richtzahlenta-
belle).“ 
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Nr. Absender Eingangs-
datum 

Anregungen und Hinweise aus der Beteiligung Stellungnahme 

Der Satzungstext wäre in § 4 Abs.1 Satz 1 nach den Worten in zu-
mutbarer Entfernung wie folgt zu ergänzen: „(§ 5 Abs. 2 Stell-
platzVO NRW)“ 
 
§ 6 Abs. 1 wäre wie folgt zu fassen: 
„Ordnungswidrig im Sinne des § 86 Abs. 1 Nr. 22 Landesbauord-
nung NRW handelt, wer entgegen § 2 Abs. 1 die Errichtung, Än-
derung oder Nutzungsänderung einer baulichen oder sonstigen 
Anlage vornimmt, ohne den hierdurch ausgelösten Stellplatzbe-
darf oder Mehrbedarf an Stellplätzen und Fahrradabstellplätzen 
in ausreichender Zahl hergestellt oder abgelöst zu haben oder 
entgegen den Anforderungen in den §§ 2 und 4 herstellt oder 
nutzt.“ 
Begründung: Angleichung an § 10 StellplatzVO NRW. 
 

Anregung wurde inhaltlich übernommen. 
 
 
 
Anregung wurde übernommen. 
 
 
 
 
 
 
 

4 Kreishand-
werkerschaft 
Mettmann 

05.04.2022 Anregung, die Richtzahlentabelle aus Anlage 1 hinsichtlich der 
Zahl der PKW-Stellplätz nach oben zu korrigieren und die mögli-
chen Minderungspotenziale durch ein qualifiziertes Mobilitäts-
konzept, wie in Anlage 2 beschrieben, zu verringern. 

Das Anheben der PKW-Stellplätze im privaten Raum 
sorgt für eine geringere Nutzung der Stellplätze im 
öffentlichen Straßenraum. Ein Abweichen von den 
Herstellungspflichten nach oben und die Schaffung 
weiterer Stellplätze ist weiterhin möglich. Eine ver-
pflichtende Herstellung von PKW-Stellplätzen über 
die in der Satzung vorgesehene Anzahl hinaus ist 
nicht vorgesehen. 
 

5 Wirtschafts-
förderung 

Hilden 

29.03.2022 § 2 II Satz 4 Nr. 2 
Ja, ein Fahrradbügel muss ermöglichen, den Rahmen anzuschlie-
ßen. Das Vorder- oder Hinterrad als zusätzliche Auflage kann ent-
fallen. 
 
 
 

§ 2 Abs. 2 Satz 4 Nr. 2 
Anregung wurde übernommen.  
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Nr. Absender Eingangs-
datum 

Anregungen und Hinweise aus der Beteiligung Stellungnahme 

§ 2 III  
Vordringlich für gewerbliche Vorhaben wird angeregt aus der 
muss- Bestimmung eine soll-Bestimmung zu machen. 
 
 
 
§ 3 VII 
Kleine Erweiterungen an Gewerbeobjekten sollten hier ebenfalls 
berücksichtigt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
§ 3 IX 
Satz 12 kann entfallen 
 
 
 
§ 4 III Satz 3 Nr. 3 
Im Sinne einer Flächeneffizienz sowie innerhalb der Satzung auf-
einander aufgebauter Regelungen wird vorgeschlagen, dass die 
Anlehnbügel 1,40 Meter voneinander entfernt stehen (betrifft 
weitere Abstandsmaße in § 4). 
 
§ 4 III Satz 1 und 2 
Es wird empfohlen diese Vorschrift weicher zu formulieren oder 
alleine darauf abzustellen, dass die Fahrradstellplätze in ihrer 

§ 2 Abs. 3 
Da Soll-Vorschriften in der Regel aufgrund ihrer Un-
bestimmtheit sanktionslos bleiben, in § 6 jedoch ein 
ausdrücklicher Bußgeldtatbestand geschaffen wird, 
ist hier die Muss-Bestimmung zu verwenden. 
 
§ 3 Abs. 7 
Änderung wird nicht übernommen. In § 2 Abs. 1 Satz 
2 ist geregelt, dass bei Änderungen oder Nutzungsän-
derungen von Anlagen Stellplätze und Fahrradabstell-
plätze in solcher Zahl und Größe herzustellen sind, 
dass sie die durch die Änderung zusätzlich zu erwar-
tenden Kraftfahrzeuge und Fahrräder aufnehmen 
können. Dies gilt auch für Änderungen in Gewerbeob-
jekten. 
 
§ 3 Abs. 9 
§ 3 Abs. 9, wurde vollständig neu formuliert. Die In-
halte sind in § 3 Abs. 8 zu finden. 
 
 
§ 4 Abs. 3 Satz 3 Nr. 3 
Anregung wurde übernommen. 
Abstandsmaß auf 1,40 Meter geändert 
 
 
 
§ 4 Abs. 3 Satz 1 und 2 
Anregung wurde übernommen. Formulierung wurde 
angepasst. 
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Nr. Absender Eingangs-
datum 

Anregungen und Hinweise aus der Beteiligung Stellungnahme 

Lage nicht schlechter gestellt werden als der überwiegende Teil 
der PKW-Stellplätze. 
 
Anlage 1, Richtzahlentabelle  
Ziffer 2.1 - Für Bürogebäude sollte es entsprechend der bisheri-
gen Fahrradabstellplatzsatzung bei einem Rad-Stellplatz je 40 m² 
Nutzfläche bleiben. So wünschenswert Rad fahrende Pendler sein 
mögen: Bereits die heutige Vorgabe für Neubauten übersteigt an-
scheinend den tatsächlich bestehenden Bedarf deutlich. 
 
Ziffer 9.3 - Für Kraftfahrzeugwerkstätten rege ich an, die früher 
geltende höhere Zahl von 6 Stellplätzen je Wartungs- oder Repa-
raturstand zu übernehmen. Bereits mit dieser Regelung kommt 
es im Umfeld einiger Werkstätten regelmäßig zu Nutzungskonflik-
ten. 
 
Ziffer 9.3. und 9.4 - Die Zahl der Fahrradstellplätze für Beschäf-
tigte und Publikum dieser Kfz-bezogenen Nutzungen wirken et-
was überhöht. Möglicherweise kann hier nachjustiert werden. 
 
 
Anlage 2 Minderungspotentiale 
-       ÖPNV wird doppelt aufgelistet (redaktionell) 
-       Dem Fahrradmietsystem sollte die Möglichkeit eines steuer-
begünstigten Firmenrads („Jobrad“) gleichgestellt werden. 
 

 
 
 
Anlage 1 
Ziffer 2.1 
Anregung wurde übernommen. 
 
 
 
 
Ziffer 9.3 
Anregung wurde übernommen. 
 
 
 
 
Ziffer 9.3 und 9.4 
Anregung wurd teilweise übernommen.  
Ziffer 9.3 Neu:“1 Abstellplatz je 3 Wartungs- oder 
Reparaturständen“ 
 
Anlage 2  
Anregungen wurden übernommen. 

6 Bauaufsichts-
amt 

19.04.2022 § 2 Abs. 4 
Rechtsgrundlage ist nicht § 48 Abs. 2 BauO, sondern § 49 Abs. 2 
BauO. 
 
 

§ 2 Abs. 4 
Anregung wurde übernommen. 
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Nr. Absender Eingangs-
datum 

Anregungen und Hinweise aus der Beteiligung Stellungnahme 

§ 3 
Die Nummerierung der Absätze muss überarbeitet werden (Abs. 
3 fehlt, 9 ist doppelt). Die Nummerierung der Sätze in den einzel-
nen Absätzen ist nicht immer korrekt. 
Absatz 4 
Bei der Doppelnutzung von Stellplätzen sollten analog zur Stell-
platzVO NRW eine Einbeziehung von Stellplätzen, die der Wohn-
nutzung dienen, ausgeschlossen werden. Diese Konkretisierung 
erspart Diskussionen („Die Mieter/innen nutzen während der Ge-
schäftszeiten die Stellplätze nicht.“) 
Auch sollte die zumutbare Entfernung aus § 5 Abs. 2 StellplatzVO 
übernommen werden. 
 
Absatz 7 
Hier sollte die Anzahl der erforderlichen Stellplätze nach Nut-
zungsart gemäß Tabelle mit aufgenommen werden. Daraus lässt 
sich erkennen, bei welcher neuen Nutzung gegenüber der vor-
handenen Nutzung ein Mehrbedarf entsteht. So braucht ein 
Gastronomiebetrieb oder eine Praxis mehr Stellplätze als ein Ein-
zelhandel, … Auch kann sonst kein Einfluss aus unerwünschten 
Nutzungen wie Spielhallen oder Shishabars genommen werden. 
(Vgl. § 2 Abs.2 StellplatzVO). 
 
Neben dem Dachgeschossausbau zu Wohnzwecken ist auch ein 
Ausbau von Kellerräumen zur Wohnnutzung aufzuführen. 
 
Absatz 9 
Die in Satz 1 angegebenen mehr als 50 Stellplätze ist in Hilden ein 
absoluter Sonderfall. Die Anzahl sollte reduziert werden. 
 

§ 3 
Anregung wurde übernommen. 
 
 
Abs. 4 
Anregungen wurden übernommen. 
Doppelnutzungen wurden ausgeschlossen. 
 
 
 
Die zumutbaren Entfernungen gemäß § 5 Abs. 2 
StellplatzVO wurden ergänzt. 
 
Abs. 7 
Bezieht sich nur auf die Wohnnutzung. 
Nutzungsänderungen von Gewerbeflächen sind nicht 
betroffen. Grundsätzlich sind Nutzungsänderungen 
schon durch § 2 Abs. 1 abgedeckt. 
 
 
 
 
 
Anregung wurde übernommen. Der Ausbau von Kel-
lerräumen zur Wohnnutzung wurde ergänzt. 
 
Abs. 9 
Anregungen wurden übernommen. Die Anzahl der 
Stellplätze auf 20 reduziert. 
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Nr. Absender Eingangs-
datum 

Anregungen und Hinweise aus der Beteiligung Stellungnahme 

Satz 5 fordert einen jährlichen Nachweis, dass die Voraussetzung 
für die Reduzierung der Anzahl der Stellplätze weiterhin gewähr-
leistet ist. Hier ist auch das Planungsamt genannt. Ist das richtig 
oder war das Bauverwaltungs- und Bauaufsichtsamt gemeint. Die 
Kontrolle, ob der Nachweispflicht gefolgt wird, ist zu personalin-
tensiv. Alternativ könnte hier aufgenommen werden, dass auf 
Verlangen des Bauverwaltungs- und Bauaufsichtsamt ein Nach-
weis zu erbringen ist. 
Satz 7 spricht von einer befristeten Aussetzung nach Satz 1. Die 
Möglichkeit einer Befristung ist aus Satz 1 nicht ersichtlich. Wenn 
die besonderen Maßnahmen nicht mehr erfüllt werden, greift 
Satz 8. 
 
Absatz 9 - Einvernehmen 
Der Absatz kann ersatzlos gestrichen werden. 
 
§ 4  
In Absatz 1, Satz 1 sollten die zumutbaren Entfernungen aus § 5 
Abs. 2 StellplatzVO aufgenommen werden. 
 
 
In Absatz 3 sollte die Notwendigkeit zur Errichtung von Fahr-
radabstellplätzen im Eingangsbereich auf den Besucheranteil re-
duziert werden, zumal die Möglichkeit besteht auch Fahrradab-
stellplätze in Garagen unterzubringen. 
Satz 3 kann ersatzlos entfallen, da die Abstellflächen für Besucher 
zu den notwendigen Stellplätzen gehören und die Anforderung 
bereits in § 2 Abs. 2 Satz 3 enthalten ist. 
Bei Satz 4 ist der Bezug auf die Paragraphen der BauO und 
SBauVO zu entfernen, da es sich hierbei um die Vorschriften zur 
Barrierefreiheit handelt.  

Satz 5 
Anregung wurde inhaltlich übernommen. 
 
 
 
 
 
 
Satz 7 
Anregung wurde übernommen. 
 
 
 
Abs. 9 
Anregung wurde übernommen.  
 
§ 4 Abs. 1 Satz 1 
Anregung wurde übernommen. Zumutbare Entfer-
nungen gemäß § 5 Abs. 2 StellplatzVO NRW wurden 
eingefügt. 
 
Abs. 3 
Anregungen wurden übernommen.  
 
 
Satz 3 ist entfallen. 
 
 
Satz 4  
Bezug auf die Paragraphen der BauO und SBauVO 
wurden entfernt. 
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Nr. Absender Eingangs-
datum 

Anregungen und Hinweise aus der Beteiligung Stellungnahme 

In Nr. 1 zu Satz 4 ist eine Überdachung ab 10 notwendigen Ab-
stellflächen gefordert. Hier ist m.E. zur Vermeidung von Konflik-
ten mit Bebauungsplänen und § 6 BauO (Abstandsflächen) die 
Muss-Vorschrift in eine Soll-Vorschrift umzuwandeln. 
 
§ 5 
In Absatz1 Satz 1 sollte die Regelung des § 6 Abs.2 der Stell-
platzVO aufgenommen werden, in dem für Wohngebäude die Re-
gelungen enthalten sind, nach denen eine Ablösung möglich ist. 
Satz 3 sieht vor, dass eine Ablöse zu zahlen ist, wenn aus städte-
baulichen Gründen die Herstellung notwendiger Stellplätze un-
tersagt ist.  
 
 
 
 
 
 
§ 8 
Auch die Satzung über die Ablösung von Stellplätzen tritt außer 
Kraft. Diese ist zu ergänzen. 
 
Die StellplatzVO sieht in Ihrer Anlage für öffentlich-geförderte 
Wohnungen einen Schlüssel von 0,5 Stpl/Wohnung vor. Mit die-
sem Stellplatzschlüssel können nach Punkt 2.5.7 der Wohnungs-
baurichtlinie durch die Bauherrschaft Zusatzdarlehn für alterna-
tive, barrierefrei erreichbare Nahmobilitätsangebote (z.B. Carsha-
ring, geschützte Abstellanlagen für (Lasten-) Fahrräder, Ladestati-
onen für Elektromobilität) beantragt werden. 

Anregung wurde übernommen. Überdachungen sind 
jetzt Soll-Bestimmung. 
 
 
 
§ 5 
Ergänzt in § 5 Abs. 7 Satz 1 „Über die Ablösung ent-
scheidet das Bauverwaltungs- und Bauaufsichtsamt 
der Stadt Hilden.“ 
„Die StellplatzVO legt in § 6 Abs. 1 fest, dass in den 
Fällen, in denen die Herstellung von notwendigen 
Stellplätzen nicht möglich ist, keine Ablöse zu zahlen 
ist.“ Das ist ausdrücklich nicht gewünscht. Ablöse-
summen sollten bezahlt werden, da damit Maßnah-
men umgesetzt werden können, die für die Erreich-
barkeit des Bauvorhabens, das die Zahlungspflicht 
auslöst, einen Vorteil bewirken (§ 5 Absatz 5). 
 
§ 8  
Anregung wurde übernommen. 
 
 
In der Richtzahlentabelle wurde eine Kategorie für 
sozialen Wohnungsbau ergänzt (1.3). Der Stellplatz-
schlüssel wurde auf 0,8 festgesetzt. 
Ein noch niedrigerer Stellplatzschlüssel für öffent-
lich-geförderte Wohnungen ist nicht vorgesehen, 
denn spätestens nach Entfall der Zweckbindungen 
unterscheiden sich die Wohnungen nicht wesentlich 
von anderen Wohnungen. Der (vordringliche) Zweck 
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Nr. Absender Eingangs-
datum 

Anregungen und Hinweise aus der Beteiligung Stellungnahme 

einer Stellplatzsatzung liegt nicht in der Förderung 
von sozialem Wohnungsbau. 

7 Tiefbau- und 
Grünflächen-

amt 

25.03.2022 Durch die Stellplatzsatzung wird festgelegt, wie viele Stellplätze 
ein Bauvorhaben nachweisen muss. Wie verhält es sich mit 
„Kann“-Stellplätzen.  
Zurzeit zeigt es sich, dass immer mehr (meist) Einfamilienhausei-
gentümer zusätzlich zu den nachzuweisenden Stellplätzen, wei-
tere Stellplätze (gerade für E-Fahrzeuge) anlegen möchten, die 
sich auf die angrenzende öffentliche (Verkehrs-)Fläche auswir-
ken. Ist es zielführend, dass auch bereits in der zukünftigen Stell-
platzsatzung auf diese Fragestellung eingegangen wird? Kann 
dort ein (zumindest grober) Rahmen, oder ein Verweis auf den 
noch zu treffenden politischen Beschluss angegeben werden? 

Kann-Stellplätze sind nicht Teil der Stellplatzsatzung. 
Ein Abweichen von den Herstellungspflichten nach 
oben und die Schaffung weiterer Stellplätze ist wei-
terhin möglich. Auch notwendige Stellplätze können 
gerade in Einfamilienhausgebieten mit elektrischer 
Ladeinfrastruktur ausgestattet werden. 
Bezüglich der Stellplätze für E-Fahrzeuge wurde die 
Ergänzung von § 4 Abs. 4 vorgenommen. 
„Ab einer Anzahl von 10 notwendigen Stellplätzen 
sind für mindestens 30 % der herzustellenden Stell-
plätze die Voraussetzungen für eine Elektrifizierung in 
Form von Ladeinfrastruktur (Leerrohre) zu schaffen.“ 
 

 

Hinweis:  

Die in den Stellungnahmen benannten Paragraphen beziehen sich auf den versandten Entwurf der Stellplatzsatzung vom 04.02.2022 und stimmen nicht in allen 

Fällen mit den Paragraphen der angepassten vorliegenden Satzung überein. 
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Unser Zeichen:  22/00193 Her/Ku 
Büro StadtVerkehr Planungsgesellschaft mbH & Co. KG - Stellplatzsatzung 

 

Sehr geehrter Herr Strack, 

in der oben genannten Sache hatten Sie mich beauftragt, den übersandten Entwurf des Textes 
einer Stellplatzsatzung der Stadt Hilden zu prüfen und eventuelle Korrekturvorschläge zu über-
senden.  

Grundsätzlich stelle ich fest, dass Inhalt und Regelungsumfang des Satzungsentwurfes grund-
sätzlich nicht zu beanstanden sind. In Einzelfällen ergeben sich jedoch verschiedene Korrektur-
empfehlungen, die ich im Folgenden wie folgt erläutere:  

Rechtsgrundlagen  

Als Rechtsgrundlage wurde eine Stellplatzverordnung NRW vom 02.07.2021 zitiert. Inzwischen 
ist die „Verordnung über notwendige Stellplätze für Kraftfahrzeuge und Fahrräder“ (StellplatzVO 
NRW) vom 14.03.2022 am 01.07.2022 in Kraft getreten. Diese Verordnung stellt allerdings kei-
ne Rechtsgrundlage für eine eigene Stellplatzsatzung der Stadt Hilden dar, sondern ist insoweit 
in ihrer Anwendung subsidiär. Entgegen der Regelung der Verordnung ergibt sich die subsidiä-
re Geltung der Verordnung nicht nur im Hinblick auf bereits bestehende Bebauungspläne und 
Stellplatzsatzungen, sondern auch im Hinblick auf zukünftige Satzungen, somit also auch für 
die geplante Stellplatzsatzung der Stadt Hilden.  

Aus den konkreten Formulierungen der Verordnung in § 1 Abs. 2 könnte hier etwas anderes 
gelesen werden, da sich diese Vorschrift nur auf bereits bestehende Vorschriften bezieht.  

In der Begründung (Landtagsvorlage 17/6364) vom 24.01.2022 hat das Ministerium jedoch 
klargestellt, dass durch die Regelung der Verordnung der Grundsatz in § 48 Abs. 1 S. 2 Lan-
desbauordnung NRW, der den Vorrang kommunaler Satzungen (§ 89 Abs. 1 Nr. 4 Landesbau-
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ordnung NRW) regelt, auch durch den Erlass der Verordnung unberührt bleibt. In den Begrün-
dungen wird an anderer Stelle ausdrücklich klargestellt, dass die Regelung der Verordnung 
subsidiär gegenüber kommunalen Vorschriften bleibt. Dies bedeutet, dass die am 01.07.2022 in 
Kraft getretene Verordnung nur dann und insoweit gilt, als die Gemeinde die Stellplatzfrage 
nicht in einer eigenen Satzung geregelt hat.  

Unter der Rubrik Rechtsgrundlagen würde ich den zweiten Aufzählungspunkt damit ersatzlos 
streichen.  

Herstellungspflichten  

In § 2 Abs. 1 ist die Pflicht zur Herstellung von Stellplätzen geregelt. Wegen des Zeitpunktes, 
bis zu dem die Herstellung erfolgt sein muss, regelt § 2 Abs. 3 lediglich, dass die Stellplätze und 
Abstellplätze spätestens bis zum Zeitpunkt der Nutzungsaufnahme fertiggestellt werden sein 
sollen. Eine Soll-Vorschrift in einer Satzung begründet zwar grundsätzlich die Pflicht des Ad-
ressaten, die Vorschrift umzusetzen, eine Verzögerung der Umsetzung bzw. bei der Erfüllung 
einer Soll-Vorschrift bleibt jedoch in der Regel sanktionslos. In der vorliegenden Satzung soll 
jedoch ein ausdrücklicher Bußgeldtatbestand in § 6 für den Fall geschaffen werden, dass die 
Verpflichtung zur Herstellung von Stellplätzen nicht bis zu einem bestimmten Zeitpunkt erfüllt 
wird. Dies widerspricht der gewählten Soll-Vorschrift, die wiederum mangels Bestimmtheitsge-
bot eine Strafbarkeit und Anwendbarkeit von Ordnungswidrigkeitsvorschriften schwierig macht. 
Ich empfehle daher § 2 Abs. 3 wie folgt zu formulieren:  

Notwendige Stellplätze und Abstellplätze für Fahrräder müssen spätestens zum Zeitpunkt 
der Nutzungsaufnahme bzw. Benutzbarkeit der baulichen oder sonstigen Anlagen fertig-
gestellt sein.  

Reduzierung der Stellplatzanzahl 

In § 3 Abs. 8 wurde eine Regelung aufgenommen, die offensichtlich dazu motivieren soll, ver-
kehrsvermindernde Maßnahmen umzusetzen, die gleichzeitig zu einer Verringerung der Ver-
pflichtungen und Aufwendungen im Zusammenhang mit der Stellplatzerstellungspflicht führen 
sollen. Die Regelung ist allerdings teilweise widersprüchlich. Ich empfehle daher folgende Fas-
sung:  

Soweit sich aus Anlage 1 eine Verpflichtung zur Herstellung von mehr als 20 Stellplätzen 
ergibt, kann die Anzahl der herzustellenden bzw. abzulösenden Stellplätze um bis zu 20 
% verringert werden, wenn durch unternehmerische, organisatorische oder sonstige 
Maßnahmen zu einer Verringerung des Kfz-Verkehrs beigetragen (z. B. Mobilitätsinforma-
tionen, Parkraumbewirtschaftung, ÖPNV-Vergünstigung, Fahrgemeinschaftsförderung, 
Förderung von Carsharing, Radverkehrsförderung, Förderung Fahrradvermietungssyste-
me, vgl. Anlage 2) und dadurch der tatsächliche Stellplatzbedarf verringert wird.  

Die vorstehenden Voraussetzungen sind in einem Mobilitätskonzept gutachterlich nach-
zuweisen. Die konkreten verkehrsverringernden Maßnahmen sind öffentlich-rechtlich zu 
sichern und dies gegenüber dem zuständigen Bauverwaltungs- und Bauaufsichtsamt auf 
Verlangen nachzuweisen. Eine Ablösung der nach Anlage 1 ermittelten Anzahl von Stell-
plätzen bleibt möglich.  

Soweit angekündigte Maßnahmen nicht umgesetzt oder geforderte Konzepte und Nach-
weise nicht auf Anforderung vorgelegt werden, hat das zuständige Amt die teilweise Aus-
setzung der Stellplatzherstellungspflicht zu widerrufen. Die fehlenden Stellplätze sind in-
nerhalb der von der Behörde bestimmten Frist herzustellen oder abzulösen.  
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Im Entwurf folgen am Ende die beiden Sätze: 

Die Höhe des Anteils der Ablösesumme bemisst sich nach dem im städtebaulichen Ver-
trag vereinbarten Ablösebetrag. Eine anteilige Herstellung von Stellplätzen ist nicht zuläs-
sig.  

Bei dem vorgenannten Zitat scheint es sich um eine Regelung zu handeln, die bei einem frühe-
ren Verfahren im Rahmen eines städtebaulichen Vertrages verwendet wurde. Möglicherweise 
stammt die Formulierung oder auch aus einer früheren Satzung, die die Erstellung von Stell-
plätzen zwingend an den Abschluss eines städtebaulichen Vertrages geknüpft hatte. Jedenfalls 
sind die vorstehenden Formulierungen im Zusammenhang mit dem neuen Satzungsentwurf 
nicht sinnvoll und sollten entfallen.  

Die Formulierung „anteilige Herstellung von Stellplätzen ist nicht zulässig“ ist missverständlich. 
Soweit gemeint ist, dass nicht die Option besteht, einen Teil der Stellplätze herzustellen und 
einen anderen Teil abzulösen, sollte dies in einem gesonderten Absatz geregelt werden, z. B.:  

(9) Die teilweise Herstellung von Stellplätzen bei gleichzeitiger Ablösung der restlichen 
Anzahl ist unzulässig. 

Entfernung der Stellplätze 

Die Regelung von § 4 Abs. 1 verweist auf § 5 Abs. 2 Stellplatzverordnung. Dies ist ein mögli-
ches Verfahren, die Nummerierung der Paragraphen in der neuen Verordnung ist insoweit 
gleich geblieben.  

Weitere Korrekturen  

 In § 4 Abs. 3 S. 9 findet sich die Formulierung „Bauträgerschaft“. Hier schlage ich vor, diesen 
Begriff durch „Bauherrenschaft“ zu ersetzen. Der Bauherr ist insoweit der Oberbegriff, der 
Bauträger nur eine Unterkategorie aller in Betracht kommenden Bauherren.  

 § 7 Abs. 1 statt: „Inkrafttreten dieser Sitzung“ neu: „Inkrafttreten dieser Satzung“ 

 

Über den reinen Text des Satzungsentwurfes hinaus bedarf es zur Wirksamkeit der Satzung der 
Einhaltung kommunalrechtlicher Vorschriften von Gemeindeordnung und Hauptsatzung insbe-
sondere die Einhaltung der Vorschriften zur Bekanntmachung. Maßnahmen hierzu konnte ich 
nicht prüfen, da sich diese aus dem Entwurf nicht ergeben.  

Die Plausibilität der Stellplatzberechnungskriterien in Anlage 2 konnte ich nicht prüfen. Da sich 
diese an der ursprünglichen Mustersatzung des Landes orientiert, besteht jedoch kein Anlass, 
an der Nachvollziehbarkeit und Wirksamkeit der zahlenmäßigen Festsetzungen zu zweifeln.  

Für Rückfragen stehe ich gern zur Verfügung. Zunächst verbleibe ich  

mit freundlichen Grüßen 
 
 
Hertzsch 
Rechtsanwalt 
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